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Sehr geehrter Herr Präsident!

Das Präsidium des Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Republik entbietet Ihnen zu Ihrem 50. Ge­
burtstag die herzlichsten Glückwünsche.
Sie haben sich bereits 1945, nachdem auch für Sie die Jahre der Verfolgung und der Zwangsgewalt mit dem Sieg 
der Sowjetarmee über den Hitlerfaschismus beendet waren, fest an die Seite jener patriotischen Kräfte in Deutsch­
land gestellt, die damit begannen, in einem Teil Deutschlands unter Führung der Arbeiterklasse und ihrer 
Partei eine den Interessen des ganzen deutschen Volkes dienende antifaschistisch-demokratische Ordnung zu er­
richten, auf deren Fundament die Deutsche Demokratische Republik, der erste Arbeiter-und-Bauern-Staat in der 
deutschen Geschichte, entstehen konnte.
Sie widmeten erfolgreich Ihre ganze Kraft einer neuen Rechtsentwicklung, die von dem außerordentlich kompli­
zierten Prozeß der Überwindung der alten, bürgerlichen Rechtsformen und des Rechtsdenkens bis zur Heraus­
bildung eines sozialistischen Rechts führte. In Ihrer langjährigen leitenden Tätigkeit in den zentralen Justiz­
organen der Deutschen Demokratischen Republik haben Sie durch Ihr persönliches Vorbild und Ihre zielstrebige 
und aufopferungsvolle Arbeit in vielfacher Weise einen hervorragenden Anteil an der Gestaltung des sozialisti­
schen Rechts und seiner Verwirklichung in der gerichtlichen Praxis. Mit dem Eintritt in die Periode des umfassen­
den Aufbaus des Sozialismus gewann auch für Sie die Frage der allseitigen Ausgestaltung des sozialistischen 
Rechts für die gesamte Leitung und Organisation des sozialistischen Aufbaus außerordentlich große Bedeutung. 
Ihre unmittelbare Beteiligung an der Herausarbeitung immer präziserer Formen und Methoden zur Gestaltung der 
sozialistischen gesellschaftlichen Verhältnisse, Ihre schöpferische Arbeit bei der Einbeziehung und Mitwirkung der 
Werktätigen in der Rechtsprechung und zur Festigung und Sicherung des sozialistischen Rechts und der Gesetzlich­
keit hat in der demokratischen Öffentlichkeit Achtung und Anerkennung gefunden.
Ihre langjährige politische und juristische Arbeit hat mit dazu beigetragen, daß dem Obersten Gericht der Deut­
schen Demokratischen Republik in folgerichtiger Fortsetzung der Politik von Partei und Regierung durch den 
Staatsrat der Deutschen Demokratischen Republik eine große Verantivortung für die Entwicklung einer einheit­
lichen sozialistischen Rechtsprechung, die der gegenwärtigen Etappe unserer sozialistischen Gesellschaftsverhält­
nisse entspricht, übertragen werden konnte.
Mit Umsicht und Prinzipienfestigkeit sind Sie ständig um die Entwicklung und Durchsetzung einer wissenschaft­
lichen Leitung der einheitlichen Rechtspflege unter Einbeziehung der Kraft des Kollektivs bemüht. Ihre immer­
währende Bereitschaft Zu einer kameradschaftlichen Zusammenarbeit ist uns Vorbild und Verpflichtung zugleich.
Über Ihre unmittelbare Verantwortung für die Leitung des Obersten Gerichts hinaus haben Sie sich aber auch 
mit Ihrer ganzen Persönlichkeit im nationalen und internationalen Rahmen für die demokratische Wieder­
vereinigung unseres Vaterlandes und die Erhaltung des Friedens eingesetzt. Durch dieses hohe Maß an politi­
scher Aktivität haben Sie dazu beigetragen, das internationale Ansehen der Deutschen Demokratischen Republik 
zu stärken.
Das Präsidium wünscht Ihnen noch weitere lange Jahre schöpferischer Arbeit und großer Erfolge in dem 
gemeinsamen Bemühen um die Festigung und Stärkung des sozialistischen Rechts und der Gesetzlichkeit zum 
Wohle unseres sozialistischen Vaterlandes als Basis und Vorbild für ein geeintes Deutschland in Frieden, Demo­
kratie und Sozialismus.
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Betriebes, der Genossenschaft, der Schule oder Insti­
tution, des Wohngebietes, wo der bedingt Verurteilte 
arbeitet und lebt.
Ich möchte deshalb die Aufmerksamkeit der Volksver­
tretungen, ihrer ständigen Kommissionen, jedes einzel­
nen Abgeordneten, der Staats- und Wirtschaftsorgane 
auf dieses Problem lenken. Es bestehen alle Voraus­
setzungen, um die Aufgabe der Umerziehung der ohne 
Freiheitsentzug verurteilten Rechtsverletzer zu lösen — 
eine Aufgabe, die für den Kampf gegen Rückfallkrimi­
nalität von großer Bedeutung ist. Aber sie löst sidi 
nicht im Selbstlauf, die breite Öffentlichkeit muß dafür 
organisiert werden. Wir leiten die Gerichte an, mit den 
gesellschaftlichen Kräften die Umerziehung der Rechts­
verletzer in Gang zu bringen. Die Verwirklichung dieser 
Aufgabe ist Sache der ganzen Gesellschaft.

Mit der zunehmenden Zahl bedingter Verurteilungen 
steigt die Verantwortung der gesellschaftlichen Kollek­
tive, in denen die Täter arbeiten. Von ihnen hängt es 
ab, ob diese Menschen endgültig als nützliche Bürger 
für unsere sozialistische Gesellschaft gewonnen werden 
oder ob sie erneut Schwankungen und Widersprüchen 
unterliegen und vielleicht eines Tages wieder vor Ge­
richt stehen müssen. Mit der bedingten Verurteilung 
zeigt der sozialistische Staat dem Rechtsverletzer den 
Weg zu einem richtigen Verhalten. Diese staatliche Ent­

scheidung muß von allen gesellschaftlichen Kräften 
unterstützt werden.
Wenn also vor einer Volksvertretung bei der Behand­
lung der Strafpraxis der Umfang der bedingten Ver­
urteilungen dargelegt wird, so kommt es auf folgende 
Fragen an:
— In welchem Maße wurde die bedingte Verurteilung 

mit der Bindung an den Arbeitsplatz verbunden und 
welche erzieherischen Ergebnisse wurden dabei er­
zielt?

— Welche Wirkung wurde mit übernommenen Bürg­
schaften erreicht?

— Welche anderen Maßnahmen der Erziehung bedingt 
Verurteilter wurden vom Gericht eingeleitet und 
was ergab die Kontrolle ihrer Durchführung?

— Wie haben die Staats- und Wirtschaftsorgane den 
Umerziehungsprozeß in ihrem Verantwortungsbe­
reich unterstützt?

— Welche Erfahrungen wurden bei der Durchführung 
der Erziehung in den gesellschaftlichen Bereichen 
gesammelt, in denen der Täter unmittelbar arbeitet 
und lebt?

Nur durch die gründliche Untersuchung dieser Fragen 
kann Klarheit darüber geschaffen werden, ob bei der 
Anwendung der bedingten Verurteilungen eine richtige 
Sfrafpraxis — verbunden mit der notwendigen gesell-


